Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1905 


Sachgebiet 621 


Vorblatt 


Änderung des Lastenausgleichsgesetzes — Saar 
(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Problem 

Die Mittel für den Lastenausgleich werden im Saarland durch 
Zuschüsse aus dem Landeshaushalt und dem Bundeshaushalt 
an den Lastenausgleichsfonds aufgebracht. Der Zuschußbedarf 
ist bei Einführung dieser Sonderregelung überschätzt worden, 
so daß aus den Haushalten mehr geleistet worden ist, als durch 
den Ausgabenbedarf gerechtfertigt war. 


B, Lösung 

Für den abgelaufenen Zeitraum sollen die Überzahlungen zu- 
rückgewährt werden. Für die Zukunft sollen die Zuschüsse dem 
tatsächlichen Bedarf angepaßt werden. 


C. Alternativen 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen. 


D. Kosten 

Für den abgelaufenen Zeitraum fließen vom Lastenausgleichs- 
fonds 90 Millionen DM an das Saarland und 2 Millionen DM an 
den Bund zurück. Für die Zukunft werden die Haushalte des 
Saarlandes und des Bundes entlastet. 
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Bonn, den 4. März 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Einführung von Vorschriften des 
Lastenausgleichsrechts im Saarland 

mit Begründung, den der Bundesrat in seiner 359. Sitzung am 
4. Dezember 1970 beim Deutschen Bundestag einzubringen be- 
schlossen hat. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Die Bundesregierung hat beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
Einwendungen nicht zu erheben. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Einführung von Vorschriften 
des Lastenausgleichsrechts im Saarland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Gesetz zur Einführung von Vorschriften des 
Lastenausgleichsrechts im Saarland vom 30. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637), zuletzt geändert 
durch § 4 des Siebzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 4. August 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 585), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

.§ 3 

Beiträge der öffentlichen Haushalte 
an den Ausgleichsfonds 

(1) Das Saarland leistet an den Ausgleichsfonds 
bis zum 31. Dezember 1979 einen jährlichen Zu- 
schuß in Höhe von 25 vom Hundert seines Auf- 
kommens an Vermögensteuer im jeweiligen 
Rechnungsjahr. 

(2) Der Bund und das Saarland leisten an den 
Ausgleichsfonds einen jährlichen Zuschuß in 
Höhe von 50 vom Hundert des Jahresaufwands 
des Ausgleichsfonds für Unterhaltshilfe im 
Saarland. Der Bund leistet ein Drittel, das Saar- 
land zwei Drittel dieses Zuschusses. 

(3) Der Ausgleichsfonds leistet einmalig 

a) an das Saarland einen Betrag von neunzig 
Millionen Deutsche Mark in drei Halbjahres- 
raten, beginnend am 25. Mai 1971, 


b) an den Bund einen Betrag von zwei Mil- 
lionen Deutsche Mark. 

(4) Im Verhältnis zum Saarland ist § 6 des 
Lastenausgleichsgesetzes nicht anzuwenden; bei 
der Anwendung dieser Vorschrift im übrigen 
Geltungsbereich des Lastenausgleichsgesetzes 
bleiben die auf das Saarland entfallenden Ein- 
nahmen und Ausgaben des Ausgleichsfonds 
außer Ansatz." 

2. § 32 Abs. 3 wird gestrichen. 

3. In § 37 Abs. 3 werden vor den Worten „zu 
setzen" die Worte eingefügt „und von Anträgen 
auf Gewährung von Leistungen für Hausratver- 
luste nach saarländischen Rechts- oder Verwal- 
tungsvorschriften (§ 18 Abs. 2, § 30 Abs. 2)". 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
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Drucksache VI/ 1905 


Begründung 


Das Saarland hatte nach 1945 auf dem Gebiet der 
Kriegsschädenregelung eine eigenständige Entwick- 
lung genommen, die von der Regelung im übrigen 
Bundesgebiet in wesentlichen Punkten abwich. Hier- 
auf mußte bei der Einführung des Lastenausgleichs- 
rechts im Saarland Rücksicht genommen werden. Be- 
sondere Schwierigkeiten ergaben sich dabei hin- 
sichtlich der Finanzierung der Entschädigungs- 
leistungen, weil die vorher vom Saarland zur Auf- 
bringung der Mittel für die Kriegsschädenregelung 
erhobene Gemeinschaftshilfeabgabe nach der wirt- 
schaftlichen Eingliederung nicht mehr beibehalten 
werden konnte, aber auch die im übrigen Bundes- 
gebiet der Finanzierung des Lastenausgleichs die- 
nenden, bis 31. März 1979 laufenden Ausgleichsab- 
gaben nicht nachträglich im Saarland eingeführt 
werden konnten. Die Finanzierung der Ausgleichs- 
leistungen im Saarland wurde daher nicht auf be- 
sondere Abgaben, sondern ausschließlich auf Zu- 
schüsse des saarländischen Landeshaushalts und des 
Bundeshaushalts abgestellt. Im einzelnen wird hier- 
zu auf die Begründung zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Einführung von Vorschriften des Lastenaus- 
gleichsrechts im Saarland (LA-EG-Saar) — Druck- 
sache 1744 der 3. Wahlperiode — verwiesen. 

Die tatsächliche Entwicklung seit Erlaß des LA-EG- 
Saar hat ergeben, daß Zuschüsse des Landes- und 
des Bundeshaushalts in der seinerzeit festgelegten 
Höhe nicht erforderlich sind. Es läßt sich nunmehr 
überblicken, daß die Zahl der Anträge von Ge- 
schädigten im Saarland und die Summe der Lei- 
stungen im Verhältnis wesentlich hinter den Zahlen 
der anderen Länder Zurückbleiben. Dem soll durch 
Neufassung des § 3 LA-EG-Saar Rechnung getragen 


werden. Die Entwicklung der saarländischen Ent- 
schädigungsleistungen und die besondere Struktur 
des LA-EG-Saar erfordern weiterhin eine besondere 
Abrechnung des Ausgleichsfonds mit dem Saarland 
und dem Bund außerhalb des § 6 LAG. Für die Zeit- 
räume ab 1. Januar 1970 können aber die Zuschüsse 
des Saarlandes und die Abrechnung wesentlich ver- 
einfacht und stärker dem System des § 6 Abs. 2 
und 4 LAG angenähert werden. Mit Rücksicht dar- 
auf, daß das Saarland in den 10 Jahren 1960 bis 1969 
eine weitaus höhere Belastung getragen hat, als es 
nach den allgemeinen Grundsätzen der Mitfinanzie- 
rung und der Zielsetzung des § 3 LA-EG-Saar ent- 
sprochen hätte, soll das Saarland aus dem Aus- 
gleichsfonds einmalig einen Pauschbetrag von 
90 Millionen DM erhalten. Bei dessen Bemessung 
sind alle Umstände abgewogen, insbesondere die- 
jenigen aus der Vorgeschichte der saarländischen 
Entschädigungsregelungen, der besonderen Rechts- 
lage im Saarland nach dem LA-EG-Saar und aus 
der finanziellen Entwicklung. In Anwendung der- 
selben Grundsätze ergibt sich eine einmalige Er- 
stattung an den Bund in Höhe von 2 Millionen DM. 

Als Folge der Neufassung des § 3 ist zur Bereini- 
gung der § 32 Abs. 3 zu streichen, der ohnehin in 
der Vergangenheit keine praktische Bedeutung ge- 
wonnen hat. 

In § 37 Abs. 3 soll die Ermächtigung zur Fest- 
setzung von Ausschlußfristen erweitert werden. 
Dies trägt der Tatsache Rechnung, daß inzwischen 
im LAG Ausschlußfristen auch für Anträge auf 
Ausgleichsleistungen bestimmt worden sind und 
diese Ausschlußfristen für die nach saarländischem 
Recht abzuwickelnden Leistungen nicht automatisch 
gelten. 
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